
 

 

Metadaten 

Versorgungsempfänger 

 

Versorgungsempfängerstatistik 

 

EVAS:  74211 
 

Berichtsjahr: 2023 

 



 

Impressum 
 
Metadaten 
Versorgungsempfängerstatistik 
EVAS: 74211 
Berichtsjahr: 2023 
 
Erschienen im Januar 2024 
 
Herausgeber 
Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 
Steinstraße 104 - 106 
14480 Potsdam 
info@statistik-bbb.de 
www.statistik-berlin-brandenburg.de 
 
Tel. 0331 8173 -1777 
Fax 0331 817330 -4091 
 
 
Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, 
Potsdam, 2024 

 
Dieses Werk ist unter einer  
Creative Commons Lizenz vom Typ  
Namensnennung 3.0 Deutschland zugänglich.  
Um eine Kopie dieser Lizenz einzusehen,  
konsultieren Sie 
http://creativecommons.org/licenses/by/3.0/de/ 

Inhaltsverzeichnis 

A Erläuterungen 

B Qualitätsbericht 

C Erhebungsbogen 

D Datensatzbeschreibung 

 



 

 Amt für Statistik Berlin Brandenburg 3 

Versorgungsempfängerstatistik 

A Erläuterungen 

Allgemeine Angaben 

Die Versorgungsempfängerstatistik liefert Daten über die 
Leistungsberechtigten des öffentlich-rechtlichen Alterssi-
cherungssystems. 

Die Erhebung wird jährlich zum Stichtag 01.01. als To-
talerhebung durchgeführt. Außerdem werden Zu- und 
Abgänge im Vorjahr erhoben. 

Zu den Erhebungseinheiten gehören der Bund, die 
Länder, die Gemeinden/Gemeindeverbände, die Sozial-
versicherungsträger sowie Öffentliche Einrichtungen mit 
Dienstherrenfähigkeit. Diese werden in den Veröffentli-
chungen den oben genannten Ebenen zugeordnet. 

Rechtsgrundlage ist das Finanz- und Personalstatis-
tikgesetz (FPStatG) in Verbindung mit dem Bundessta-
tistikgesetz (BStatG). Die Bestimmungen für die Versor-
gungsempfängerstatistik sind insbesondere in 
§ 7 FPStatG zu finden. 

Nach § 16 BStatG sind die erhobenen Einzelangaben 
grundsätzlich geheim zu halten, soweit durch besondere 
Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmt ist. 
§ 15 FPStatG lässt die Veröffentlichung von Ergebnis-
sen auf Ebene der Erhebungseinheit mit Ausnahme der 
in § 2 Absatz 1 Satz 1 Nr. 7 FPStatG genannten Stellen 
zu. Angaben zu einzelnen Personen unterliegen aber 
dem Datenschutz. Zur Sicherstellung des Datenschutzes 
wird das 5er Rundungsverfahren als Geheimhaltungs-
verfahren angewendet. Jede Fallzahl wird für sich auf 
ein Vielfaches von 5 auf- oder abgerundet. Dadurch kön-
nen, wenn man in einer Tabelle die gerundeten Werte 
aufsummiert, Rundungsdifferenzen auftreten. 

Zweck und Ziele der Statistik 

Die Versorgungsempfängerstatistik ermittelt jährlich 
Strukturdaten über die Empfänger von Versorgungsbe-
zügen, die eine Versorgung nach Beamten- und Solda-
tenversorgungsrecht, nach dem Gesetz zu Arti-
kel 131 Grundgesetz oder eine Versorgung nach beam-
tenrechtlichen Grundsätzen erhalten. 

Die Daten dienen zusammen mit den Personalstands-
daten als Entscheidungsgrundlage für Maßnahmen auf 
dem Gebiet des Beamten- und Soldatenversorgungs-
rechts. Die Ergebnisse werden des Weiteren für Berech-
nungen über die zukünftige Entwicklung der Versor-
gungsberechtigten und die daraus resultierenden finan-
ziellen Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte ver-
wendet. 

Außerdem basieren die jeweiligen Berichte über das 
beamtenrechtliche Alterssicherungssystem der Bundes- 
und der Länderregierungen auf dem Datenmaterial der 
Versorgungsempfängerstatistik. 

Erhebungsmethodik 

Die Daten der Versorgungsempfängerstatistik werden 
überwiegend von zentralen Versorgungskassen nach ei-
nem jährlich weitgehend gleich bleibenden Merkmalska-
talog in Form von Einzeldatensätzen auf maschinell aus-
wertbaren Datenträgern geliefert. 

Es handelt sich bei der Versorgungsempfängerstatistik 
um eine Vollerhebung, für die nach § 11 FPStatG Aus-
kunftspflicht besteht. 

Bei allen Einheiten des Bundes wird die Befragung 
zentral vom Statistischen Bundesamt durchgeführt. Die 
übrigen Einheiten werden vom zuständigen Statistischen 
Landesamt befragt. Die Bundes- und einzelnen Länder-
ergebnisse werden vom Statistischen Bundesamt in ag-
gregierter Form zusammengeführt. 

Merkmale und Klassifikationen 

Ebenen (ehemaliger Beschäftigungsbereich) 

– Landesbereich, 
– Kommunaler Bereich, 
– Sozialversicherungsträger 

Landesbereich 

Behörden, Gerichte, rechtlich unselbstständige Einrich-
tungen und Unternehmen der Länder, sowie rechtlich 
selbstständige Einrichtungen in öffentlich-rechtlicher 
Rechtsform unter Aufsicht der Länder, ohne Sozialversi-
cherungsträger. 

Kommunaler Bereich 

Behörden, rechtlich unselbstständige Einrichtungen und 
Unternehmen der Gemeinden, Gemeindeverbände, so-
wie rechtlich selbstständige Einrichtungen in öffentlich-
rechtlicher Rechtsform unter Aufsicht der Gemeinden 
einschließlich Zweckverbände. 

Sozialversicherung 

Einrichtungen der gesetzlichen Krankenversicherung, 
der Unfallversicherung und der Rentenversicherung un-
ter Aufsicht des Landes. 

Unter der Aufsicht des Landes Brandenburg stehen 
die AOK Nordost (Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern), die Innungskrankenkasse Brandenburg 
und Berlin, die Unfallkasse Brandenburg sowie die Deut-
sche Rentenversicherung Berlin-Brandenburg. 

Einrichtungen in öffentlich-rechtlicher Rechtsform 

Rechtlich selbstständige Körperschaften, Anstalten und 
öffentlich-rechtliche Stiftungen, die unter Aufsicht des 
Landes oder der Gemeinden/Gemeindeverbände ste-
hen. 

Versorgungsempfänger nach Beamtenversorgungs-

recht 

Personen, welche nach beamtenrechtlichen Vorschriften 
versorgt werden. Hierzu zählen ehemalige Beamte, Be-
amtinnen, Richter, Richterinnen sowie Hinterbliebene 
von verstorbenen aktiven Beamten, Beamtinnen, Ruhe-
gehaltsempfängern/-empfängerinnen. 
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Versorgungsempfänger nach dem Gesetz zu Arti-

kel 131 Grundgesetz (G 131) 

Nach dem Zweiten Weltkrieg nicht übernommene Be-
amte und Beamtinnen, Berufssoldaten der früheren 
Wehrmacht, Führer des Reichsarbeitsdienstes und 
sonstige Bedienstete mit Beamtenversorgung sowie ihre 
Hinterbliebenen. 

Versorgung nach beamtenrechtlichen Grundsätzen 

Bezieher und Bezieherinnen von Amtsgehalt (Minister-
präsidenten der Länder, Minister, Senatoren, Parlamen-
tarische Staatssekretäre) und Angestellte/Arbeiter, wel-
che aufgrund einer Dienstordnung beschäftigt waren, so-
wie ihre Hinterbliebenen. 

Ruhegehaltsempfänger 

Beamte, Beamtinnen, Richter, Richterinnen im Ruhe-
stand, ehemalige Angestellte, Arbeiter und Arbeiterinnen 
mit beamtenrechtlicher Hauptversorgung. 

Empfänger von Witwen-/Witwergeld 

Hinterbliebene Ehegatten von verstorbenen Ruhege-
haltsempfängern/-empfängerinnen und von Bedienste-
ten, die zum Zeitpunkt ihres Todes Anspruch auf Ruhe-
gehalt oder Ruhelohn hatten. 

Empfänger von Waisengeld 

Hinterbliebene Kinder von verstorbenen Ruhegehalts-
empfängern und von Bediensteten, die zum Zeitpunkt ih-
res Todes Anspruch auf Ruhegehalt oder Ruhelohn hat-
ten, soweit sie Waisengeld in Höhe von 12 % (Halbwai-
sen), 20 % (Vollwaisen) oder 30 % (Unfallwaisen) des 
Ruhegehalts/Ruhelohns erhalten. 

Richterinnen und Richter 

Berufsrichter und -richterinnen im Ruhestand im Sinne 
des Deutschen Richtergesetzes, die sowohl bei Gerich-
ten als auch Behörden (z. B. Ministerien) tätig gewesen 
sein können. 

Versorgungsurheber 

Person, aus deren früherem Dienstverhältnis der An-
spruch der Hinterbliebenen auf Versorgung abgeleitet 
wird. 

Laufbahngruppen 

Die Versorgungsempfänger/-empfängerinnen werden 
unter Berücksichtigung der sogenannten Spitzenämter 
der ihrer Besoldungsgruppe entsprechenden Laufbahn-
gruppe des Versorgungsurhebers zugeordnet. 

Altersgrenze 

Gesetzlich bestimmter Zeitpunkt des Eintritts in den Ru-
hestand. 

Antragsaltersgrenzen 

Bei Schwerbehinderung oder bei besonderer Alters-
grenze oder allgemeiner Antragsaltersgrenze. 

Regelaltersgrenze 

Gesetzlich festgelegter Zeitpunkt des Ruhestandsein-
tritts (ohne Besondere Altersgrenze). 

Besondere Altersgrenze 

Vorgezogene Regelaltersgrenze (z. B. im Polizeivoll-
zugsdienst). 

Vorruhestand 

Ausscheiden aus dem Dienst vor einer Altersgrenze auf-
grund einer speziellen gesetzlichen Regelung. 

Dienstunfähigkeit 

Liegt vor, wenn der Beamte, die Beamtin, Richter, Rich-
terin aus gesundheitlichen Gründen dauerhaft nicht in 
der Lage ist die dienstlichen Pflichten zu erfüllen. 

Versorgungsbezüge 

Es wird der monatliche Bruttobetrag für den Monat Ja-
nuar vor Abzug der Lohnsteuer nachgewiesen. 

Ruhegehaltssatz 

Der Ruhegehaltssatz wird aus der Summe der ruhegeh-
altfähigen Dienstzeiten ermittelt. Für jedes volle Jahr der 
ruhegehaltfähigen Dienstzeit beträgt das Ruhegehalt 
zurzeit 1,79375 % der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. 
Der Höchstruhegehaltssatz ist 71,75%. 
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1 Allgemeine Angaben zur Statistik 
1.1 Grundgesamtheit 
Die Versorgungsempfängerstatistik liefert Daten über die Leistungsberechtigten des öffentlich-rechtlichen 
Alterssicherungssystems. Hierzu gehören Versorgungsempfänger und -empfängerinnen nach Beamten- und 
Soldatenversorgungsrecht sowie nach dem Gesetz zu Artikel 131 Grundgesetz und nach beamtenrechtlichen 
Grundsätzen. 

1.2 Statistische Einheiten (Darstellungs- und Erhebungseinheiten) 
1.2.1 Erhebungseinheiten der Versorgungsempfängerstatistik 

Die Erhebungseinheiten der Versorgungsempfängerstatistik ergeben sich aus § 2 des Finanz- und 
Personalstatistikgesetzes (FPStatG) in Verbindung mit § 7 FPStatG. 

1.2.2 Darstellungseinheiten in der Versorgungsempfängerstatistik (Veröffentlichungen) 

Ebenen 

Folgende vier Ebenen werden in der Versorgungsempfängerstatistik dargestellt: „Bundesbereich“, 
„Landesbereich“, „kommunaler Bereich“ und „Sozialversicherung (einschl. Bundesagentur für Arbeit)“. Die früher 
als „mittelbarer öffentlicher Dienst“ veröffentlichten Einrichtungen sind auf diese vier Ebenen aufgeteilt. 

Bundesbereich 

Behörden, Gerichte, rechtlich unselbständige Einrichtungen und Unternehmen des Bundes, Deutsche 
Bundesbank, Bundeseisenbahnvermögen und Versorgungsempfänger und -empfängerinnen der 
Postbeamtenversorgungskasse sowie rechtlich selbständige Einrichtungen in öffentlich-rechtlicher Rechtsform 
unter Aufsicht des Bundes, ohne Sozialversicherungsträger und Bundesagentur für Arbeit. 

Landesbereich 

Behörden, Gerichte, rechtlich unselbständige Einrichtungen und Unternehmen der Länder sowie rechtlich 
selbständige Einrichtungen in öffentlich-rechtlicher Rechtsform unter Aufsicht der Länder, ohne 
Sozialversicherungsträger. 

Kommunaler Bereich 

Behörden, rechtlich unselbständige Einrichtungen und Unternehmen der Gemeinden, Gemeindeverbände sowie 
rechtlich selbständige Einrichtungen in öffentlich-rechtlicher Rechtsform unter Aufsicht der Gemeinden 
einschließlich Zweckverbände. 

Sozialversicherung 

Die Ebene der Sozialversicherung umfasst die Bundesagentur für Arbeit als Träger der Arbeitsförderung, die 
gesetzliche Krankenversicherung, die soziale Pflegeversicherung, die gesetzliche Rentenversicherung 
(einschließlich Alterssicherung für Landwirte) sowie die gesetzliche Unfallversicherung. 

Einrichtungen und Unternehmen in privater Rechtsform mit Dienstherrnbefugnis 

Sie umfassen aktuell nur die Postnachfolgeunternehmen, die in der Versorgungsempfängerstatistik dem 
Bundesbereich zugeordnet sind. 

1.3 Räumliche Abdeckung 
Alle Versorgungsempfänger und -empfängerinnen der unter 1.2 genannten Erhebungseinheiten unabhängig vom 
Wohnort (d.h. auch wenn die Versorgungsempfänger/-innen im Ausland leben) 

1.4 Berichtszeitraum/-zeitpunkt 
Stichtagserhebung zum 01.01. des jeweiligen Jahres. Außerdem werden Zu- und Abgänge im Vorjahr erhoben. 

1.5 Periodizität 
Jährlich 

1.6 Rechtsgrundlagen und andere Vereinbarungen 
Rechtsgrundlage ist das Finanz- und Personalstatistikgesetz (FPStatG) in Verbindung mit dem 
Bundesstatistikgesetz (BStatG). Die Bestimmungen für die Versorgungsempfängerstatistik sind insbesondere in 
§ 7 FPStatG zu finden. 
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1.7 Geheimhaltung 
1.7.1 Geheimhaltungsvorschriften 
Statistische Ergebnisse sind stets Zusammenfassungen der Ausgangsdaten, die sich aus den Angaben zu den 
einzelnen Versorgungsempfängern und -empfängerinnen zusammensetzen. Nur die zusammengefassten 
Ergebnisse, die keinen Rückschluss auf Einzelangaben ermöglichen, gelangen an die Öffentlichkeit. Nach 
§ 16 BStatG sind Einzelangaben grundsätzlich geheim zu halten, soweit durch besondere Rechtsvorschriften nichts 
Anderes bestimmt ist. § 15 FPStatG lässt die Veröffentlichung von Ergebnissen auf Ebene der Erhebungseinheit mit 
Ausnahme der in § 2 Absatz 6 Nummer 1 FPStatG genannten Stellen in privater Rechtsform mit 
Dienstherrnbefugnis zu. Angaben zu einzelnen Personen unterliegen aber der Geheimhaltung. Lediglich den 
obersten Bundes- und Landesbehörden dürfen nach § 14 FPStatG für die Verwendung gegenüber den 
gesetzgebenden Körperschaften und für Zwecke der Planung, jedoch nicht für die Regelung von Einzelfällen, 
Tabellen mit Ergebnissen übermittelt werden, auch wenn Tabellenfelder nur einen einzigen Fall enthalten. 

1.7.2 Geheimhaltungsverfahren 
Zur Sicherstellung der Geheimhaltung wird ein Rundungsverfahren angewendet. Alle Tabellenfelder mit Fallzahlen 
werden zunächst ohne Rundung ermittelt. Anschließend wird jede Zahl für sich auf ein Vielfaches von 5 auf- oder 
abgerundet. Dieses Verfahren führt nur zu einem sehr geringen Informationsverlust. Wie in Tabelle 1 ersichtlich, 
beträgt je ausgewiesenem Datenfeld die Abweichung vom Echtwert maximal 2 Personen. Dies gilt auch für 
summierte Werte innerhalb der Tabellen, da diese zunächst anhand der ungerundeten Werte ermittelt und 
anschließend gerundet werden. Diese Vorgehensweise hat zusätzlich den Vorteil, dass logisch identische Angaben 
in unterschiedlichen Tabellen immer mit exakt demselben Wert angegeben werden (tabellenübergreifende 
Konsistenz). Gegenüber herkömmlichen Geheimhaltungsverfahren, haben Rundungsverfahren den Vorteil, dass 
keine Angaben mehr vollständig gesperrt werden müssen. 

Tabelle 1 

Echtwert 0 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 … 

Nach Rundung – 5 10 … 

 

Zu beachten ist, dass in den Tabellen Rundungsdifferenzen auftreten können, wenn man innerhalb einer Tabelle 
die gerundeten Werte aufsummiert. Ein Tabellenwert von „–“ bedeutet, dass es sich um weniger als drei Personen 
handelt. 

Durchschnittswerte 
Für Wertmerkmale (z.B. Versorgungsbezüge, Alter, Ruhegehaltssätze) werden die Durchschnitte mit den Echtwerten 
ermittelt. Alle Tabellenfelder mit (Durchschnitts-)werten, die auf einer tatsächlichen oder gerundeten Fallzahl von 
0 beruhen, werden gesperrt und mit „.“ dargestellt. Durchschnittswerte werden in der Regel nicht mit voller 
Genauigkeit (z.B. allen Nachkommastellen) veröffentlicht, da bei zu genauer Angabe weitere Sperrungen 
notwendig werden können, um die Geheimhaltung zu gewährleisten. 

Geschlechtsangaben „divers“ und „ohne Angabe“ 
In der Versorgungsempfängerstatistik werden Personen mit den Geschlechtsangaben „divers“ und „ohne Angabe“ 
(nach § 22 Absatz 3 PStG) in Geheimhaltungsfällen per Zufallsprinzip dem männlichen oder weiblichen Geschlecht 
zugeordnet. 

1.8 Qualitätsmanagement 
1.8.1 Qualitätssicherung 
Im Prozess der Statistikerstellung werden vielfältige Maßnahmen durchgeführt, die zur Sicherung der 
Datenqualität beitragen. Diese werden insbesondere in Kapitel 3 (Methodik) erläutert. 
Die Maßnahmen zur Qualitätssicherung, die an einzelnen Bearbeitungsschritten der Statistikerstellung ansetzen, 
werden regelmäßig angepasst und um standardisierte Methoden der Qualitätsbewertung und -sicherung ergänzt. 
Zu diesen standardisierten Methoden zählt auch dieser Qualitätsbericht, in dem alle wichtigen Informationen zur 
Datenqualität zusammengetragen sind. Da das Statistische Bundesamt die Versorgungsempfängerstatistik 
beispielsweise im Zusammenhang mit Modellrechnungen zur künftigen Entwicklung der Versorgungsausgaben 
selbst umfangreich analysiert, können bei eventuellen Problemen geeignete Maßnahmen abgeleitet werden, um 
insbesondere die Qualität künftiger Erhebungen zu verbessern und mögliche Fehlerquellen schon im Vorfeld zu 
beseitigen. 
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1.8.2 Qualitätsbewertung 
Die Versorgungsempfängerstatistik liefert qualitativ hochwertige Ergebnisse, die auch für sehr detaillierte 
Auswertungen geeignet sind. Zu kleineren Ungenauigkeiten kann es insbesondere bei Angaben mit Zeitraumbezug 
(Zu- und Abgänge) kommen. 

2 Inhalte und Nutzerbedarf 
2.1 Inhalte der Statistik 
2.1.1 Inhaltliche Schwerpunkte der Statistik 
Versorgungsempfänger und -empfängerinnen, die eine Versorgung nach Beamten- und Soldatenversorgungsrecht, 
nach dem Gesetz zu Art. 131 Grundgesetz oder nach beamtenrechtlichen Grundsätzen erhalten, werden nach 
folgenden Erhebungsmerkmalen erfasst: 

1. Geburtsmonat und -jahr, 

2. Geschlecht, Familienstand, 

3. Art des früheren Dienstverhältnisses, 

4. Rechtsgrundlage der Versorgung, 

5. Art des Versorgungsanspruchs, 

6. Laufbahngruppe, Besoldungsgruppe, 

7. Wohnort, 

8. Ruhegehaltssatz, 

9. Bestandsveränderungen im Vorjahr, Grund für den Eintritt des Versorgungsfalles, letzter Aufgabenbereich, 

10. Bruttoversorgungsbezüge des Vorjahres, 

11. Bruttoversorgungsbezüge im Berichtsmonat gegliedert nach Bezügebestandteilen, 

12. Versorgungsabschläge bei vorzeitiger Versetzung in den Ruhestand, 

13. bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 FPStatG auch nach dem Einzelplan. 

2.1.2 Klassifikationssysteme 
Die Versorgungsempfängerstatistik bildet ganz überwiegend Merkmale ab, deren Ausprägungen sich unmittelbar 
aus dem Versorgungsrecht ableiten lassen. In der amtlichen Statistik übliche Klassifikationen kommen nicht zum 
Einsatz. 

2.1.3 Statistische Konzepte und Definitionen 
Für die Versorgungsempfänger und -empfängerinnen wird für jede Person ein Datensatz erstellt, so dass bei 
Auswertungen alle Merkmale beliebig miteinander kombiniert werden können. Die Statistik liefert Angaben zum 
Einkommen und zu den Merkmalen, die für die Höhe der Bezüge ausschlaggebend sind. Neben den Angaben mit 
Stichtagsbezug können auch Zu- und Abgangsdaten analysiert werden. Die Definitionen der meisten Merkmale 
sind aus dem Versorgungsrecht abgeleitet. Sie werden nachstehend und in der bis zum Berichtsjahr 2022 zur 
Verfügung stehenden Fachserie 14 Reihe 6.1 „Versorgungsempfänger des öffentlichen Dienstes“ neben wichtigen 
Begriffen der Versorgungsempfängerstatistik ausführlicher erläutert: 

Versorgung nach beamtenrechtlichen Grundsätzen 

Bezieher und Bezieherinnen von Amtsgehalt (Bundespräsidentin und -präsident, Bundeskanzler und -kanzlerin, 
Ministerpräsidenten und Minsterpräsidentinnen der Länder, Minister und Ministerinnen, Senatoren und 
Senatorinnen, Parlamentarische Staatssekretäre und -sekretärinnen, Richter und Richterinnen beim 
Bundesverfassungsgericht) und Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen die aufgrund einer Dienstordnung 
beschäftigt waren sowie ihre Hinterbliebenen. 

Ruhegehaltsempfänger und -empfängerinnen 

Beamte und Beamtinnen, Richter und Richterinnen, Berufssoldaten und -soldatinnen sowie 
Reichsarbeitsdienstführer im Ruhestand, ehemalige Angestellte, Arbeiter und Arbeiterinnen mit 
beamtenrechtlicher Hauptversorgung. 
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Empfänger/-innen von Witwen-/Witwergeld 

Hinterbliebene Ehegatten 
die zum Zeitpunkt ihres Todes Anspruch auf Ruhegehalt oder Ruhelohn hatten. 

Empfänger/-innen von Waisengeld 

Hinterbliebene Kinder von verstorbenen Ruhegehaltsempfängern und -empfängerinnen und von Bediensteten, die 
zum Zeitpunkt ihres Todes Anspruch auf Ruhegehalt oder Ruhelohn hatten, soweit sie Waisengeld in Höhe von 
12 % (Halbwaisen), 20 % (Vollwaisen) oder 30 % (Unfallwaisen) des Ruhegehalts/Ruhelohns erhalten. 

Versorgungsempfänger und -empfängerinnen nach dem Gesetz zu Artikel 131 Grundgesetz (G 131) 

Nach dem Zweiten Weltkrieg nicht übernommene Beamte und Beamtinnen, Berufssoldaten und -soldatinnen der 
früheren Wehrmacht, Führer und Führerinnen des Reichsarbeitsdienstes und sonstige Bedienstete mit 
Beamtenversorgung sowie ihre Hinterbliebenen. Die Versorgungsempfänger/-empfängerinnen nach Kap. II des 
Gesetzes zu Art. 131 des Grundgesetzes sind generell bei den Versorgungsempfängern und -empfängerinnen nach 
Beamten- und Soldatenversorgungsrecht nachgewiesen. Diejenigen nach Kapitel I werden separat dargestellt. 

Besoldungsgruppen 

Die Versorgungsempfänger und -empfängerinnen werden entsprechend dem letzten ausgeübten Amt des 
Versorgungsurhebers nachgewiesen. 

Altersgrenze 

Gesetzlich bestimmter Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand. 

Antragsaltersgrenzen 

Bei Schwerbehinderung oder bei besonderer Altersgrenze oder allgemeiner Antragsaltersgrenze. 

Regelaltersgrenze 

Gesetzlich festgelegter Zeitpunkt des Ruhestandseintritts. 

Besondere Altersgrenze 

Vorgezogene Regelaltersgrenze (z.B. im Polizeivollzugsdienst). 

Vorruhestand 

Ausscheiden aus dem Dienst vor einer Altersgrenze aufgrund einer speziellen gesetzlichen Regelung. 

Dienstunfähigkeit 

Liegt vor, wenn der Beamte, die Beamtin, der Richter, die Richterin, der Berufssoldat, die Berufssoldatin aus 
gesundheitlichen Gründen dauerhaft nicht in der Lage ist die dienstlichen Pflichten zu erfüllen. 

Versorgungsbezüge 

Es wird der monatliche Bruttobetrag für den Monat Januar vor Abzug der Lohnsteuer nachgewiesen. 

Richterinnen und Richter 

Berufsrichter und -richterinnen im Ruhestand im Sinne des Deutschen Richtergesetzes, die sowohl bei Gerichten 
als auch Behörden (z.B. Ministerien) tätig gewesen sein können. 

2.2 Nutzerbedarf 
Die Daten der Versorgungsempfängerstatistik dienen zusammen mit den Personalstandsdaten der aktiven 
Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und Richtern, Berufssoldatinnnen und -soldaten und 
Dienstordnungsangestellten als Entscheidungsgrundlage für Maßnahmen auf dem Gebiet des Beamten- und 
Versorgungsrechts. Außerdem werden die Ergebnisse für Berechnungen über die zukünftige Entwicklung der 
Versorgungsberechtigten und die daraus resultierenden finanziellen Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 
verwendet. 

Die Versorgungsempfängerstatistik dient in Verbindung mit der Personalstandstatistik insbesondere als 
Datengrundlage für den Versorgungsbericht der Bundesregierung und die Kalkulation der Zuweisungssätze für den 
Versorgungsfonds des Bundes. Darüber hinaus fließen die Ergebnisse der Statistik in die Haushaltsplanung des 
Bundes ein und sind Grundlage zur Ermittlung von Pensionsverbindlichkeiten im Rahmen der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. 
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2.3 Nutzerkonsultation 
Die Weiterentwicklung der Versorgungsempfängerstatistik erfolgt gemeinsam mit dem Bundesministerium des 
Innern und für Heimat. 

Die Ministerien des Bundes und der Länder können unmittelbar über das Gesetzgebungsverfahren Einfluss auf das 
Erhebungsprogramm nehmen. Fachspezifische Fragen oder Anregungen können im Fachausschuss bzw. in der 
Nutzerkonferenz „Finanz-, Personal- und Steuerstatistiken“ eingebracht werden. 

3 Methodik 
3.1 Konzept der Datengewinnung 
Die Daten der Versorgungsempfängerstatistik werden überwiegend von zentralen Versorgungskassen nach einem 
jährlich weitgehend gleichbleibenden Merkmalskatalog in Form von Einzeldatensätzen elektronisch geliefert. Es 
handelt sich bei der Versorgungsempfängerstatistik um eine Vollerhebung, für die nach § 11 FPStatG 
Auskunftspflicht besteht. 

3.2 Vorbereitung und Durchführung der Datengewinnung 
Bei allen Einheiten des Bundes wird die Befragung zentral vom Statistischen Bundesamt durchgeführt. Die übrigen 
Einheiten werden von den Statistischen Ämtern der Länder befragt. Die Bundes- und einzelnen Länderergebnisse 
werden vom Statistischen Bundesamt in aggregierter Form zusammengeführt. 

3.3 Datenaufbereitung (einschl. Hochrechnung) 
Alle Datensätze werden geprüft, ob sie in sich konsistent sind. Mit Hilfe von Vorjahresvergleichen werden 
datensatzübergreifende Fehler gesucht, die durch fehlerhafte Programmierungen seitens der Auskunftspflichtigen 
entstanden sein könnten. 

3.4 Preis- und Saisonbereinigung; andere Analyseverfahren 
Nicht relevant 

3.5 Beantwortungsaufwand 
Die benötigten Daten werden hauptsächlich aus laufend gepflegten Datenbanken der zentralen 
Versorgungskassen geliefert. Daher ist die Datenlieferung auf wenige Stellen beschränkt und die Belastung der 
einzelnen Berichtsstellen gering. 

4 Genauigkeit und Zuverlässigkeit 
4.1 Qualitative Gesamtbewertung der Genauigkeit 
Die Versorgungsempfängerstatistik wird jährlich zum Stichtag 01. Januar als Vollerhebung durchgeführt. Folglich 
sind stichprobenbedingte Fehler nicht möglich. Bei einer Vollerhebung sind nicht-stichprobenbedingte Fehler (z.B. 
Messfehler) nicht völlig zu vermeiden, werden aber durch die Anbindung an die Abrechnungsstellen sowie durch 
entsprechend konzipierte Plausibilitätsprüfungen in den statistischen Ämtern minimiert. 

Die Ergebnisse der Versorgungsempfängerstatistik sind daher von hoher Datenqualität und genügen den 
Qualitätsstandards der amtlichen Statistik in vollem Umfang. 

4.2 Stichprobenbedingte Fehler 
Nicht relevant 

4.3 Nicht-Stichprobenbedingte Fehler 
Bei der Erfassung der Daten zu Versorgungsempfängern und -empfängerinnen sind Antwortausfälle sowohl auf der 
Ebene der statistischen Einheiten als auch auf der Ebene statistischer Merkmale sehr selten. 

Durch die elektronische Lieferung der Daten von den Abrechnungsstellen gibt es insbesondere bei 
bezügerelevanten Merkmalen nur in seltenen Fällen fehlerhafte Angaben. Auftretende Fehler werden in der 
Aufbereitungsphase durch die Plausibilisierung der Angaben berichtigt. Vereinzelt kann es bei 
Versorgungszugängen kurz vor dem Erhebungsstichtag zu einer Untererfassung kommen, wenn die 
Versorgungsstellen die Fälle zum Lieferzeitpunkt noch nicht abschließend festsetzen konnten. 
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4.4 Revisionen 
4.4.1 Revisionsgrundsätze 
Nicht relevant 

4.4.2 Revisionsverfahren 
Nicht relevant 

4.4.3 Revisionsanalysen 
Nicht relevant 

5 Aktualität und Pünktlichkeit 
5.1 Aktualität 
Endgültige Ergebnisse werden im Dezember des jeweiligen Jahres veröffentlicht. Ergebnisse zu einzelnen Ländern 
sind bei den statistischen Ämtern der Länder teilweise früher verfügbar. 

5.2 Pünktlichkeit 
Die Ergebnisse stehen in der Regel termingerecht zur Verfügung. 

6 Vergleichbarkeit 
6.1 Räumliche Vergleichbarkeit 
Die Versorgungsempfängerstatistik wird für alle Bundesländer und für Deutschland nach dem gleichen Verfahren 
durchgeführt. Die Ergebnisse der einzelnen Bundesländer sind daher räumlich grundsätzlich vergleichbar. 
Allerdings gibt es aufgrund der Verlagerung der Zuständigkeit für das Besoldungs- und Versorgungsrecht auf die 
Ebene der Bundesländer zunehmend Probleme bei einzelnen bezügerelevanten Merkmalen. Vergleiche zwischen 
einzelnen Gemeinden und Ländern sind nur unter Berücksichtigung der spezifischen Verwaltungsstrukturen 
möglich. Besonders Vergleiche zwischen Stadtstaaten und Flächenländern können zu Fehlinterpretationen führen. 
Schwierig ist auch der Vergleich zwischen dem früheren Bundesgebiet und den neuen Ländern. Die Zahl der 
Versorgungsempfänger und -empfängerinnen ist in den neuen Bundesländern immer noch sehr gering, da 
Ansprüche auf eine Versorgung im öffentlich-rechtlichen Alterssicherungssystem erst seit 1992 entstanden sind. 

6.2 Zeitliche Vergleichbarkeit 
Die Versorgungsempfängerstatistik in der aktuellen Form wurde zum Stichtag 01.01.1994 zum ersten Mal erhoben. 
Die Vergleichbarkeit der Daten aus der Versorgungsempfängerstatistik mit den Vorjahren ist weitgehend 
gewährleistet. 

Bruttobezüge im Berichtsmonat 

Beim Bund und in einigen Bundesländern wurde die Sonderzahlung („Weihnachtsgeld“) von einer Einmalzahlung 
auf eine monatliche Zahlungsweise umgestellt und teilweise in die Grundgehälter integriert. Die Möglichkeit hierzu 
gab es seit Januar 2004. Hierdurch steigen die im Rahmen der Versorgungsempfängerstatistik erhobenen 
Versorgungsbezüge für den Monat Januar, ohne dass dies zu einem Anstieg der Jahresbezüge führt. Die Änderung 
der Auszahlungsmodalitäten war in der Regel hingegen mit einer Kürzung der Sonderzahlung verbunden. Diese 
Kürzungen werden von den Ergebnissen der Versorgungsempfängerstatistik nicht widergespiegelt. Aus diesem 
Grund sind die Durchschnittsbezüge nicht immer mit den Vorjahren vergleichbar. Auch ein Vergleich zwischen den 
Körperschaftsebenen ist daher nicht uneingeschränkt möglich. 

Laufbahngruppen 

In Folge der Föderalisierung des Beamtenrechts können bundesweit keine Laufbahngruppen mehr dargestellt 
werden. 

7 Kohärenz 
7.1 Statistikübergreifende Kohärenz 
Die Versorgungsempfängerstatistik liefert Informationen zu den ehemaligen Beamtinnen und Beamten, 
Richterinnen und Richtern, Berufssoldatinnen und -soldaten und Dienstordnungsangestellten. Dieser 
Personenkreis wird während des aktiven Berufslebens von der Personalstandstatistik erfasst. Beide Statistiken 
werden methodisch im Einklang weiterentwickelt, so dass eine Vergleichbarkeit weitgehend gewährleistet ist. Aus 
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diesem Grund können beide Statistiken zusammen als Datengrundlage für Vorausberechnungen im Bereich des 
öffentlich-rechtlichen Alterssicherungssystems verwendet werden. 

Die in der Versorgungsempfängerstatistik ausgewiesenen Versorgungsausgaben umfassen nicht die Zuführungen 
zu den Versorgungsrücklagen und die Beihilfen für Versorgungsempfänger. Auch Übergangsgebührnisse für 
ausgeschiedene Zeitsoldaten sind nicht enthalten. Dies ist bei Vergleichen mit der Finanzstatistik oder den 
Angaben in den Haushalten zu beachten. 

7.2 Statistikinterne Kohärenz 
Die beschriebene Statistik ist intern kohärent. 

7.3 Input für andere Statistiken 
Die Daten werden in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen zur Ermittlung von Pensionsverbindlichkeiten 
genutzt. 

8 Verbreitung und Kommunikation 
8.1 Verbreitungswege 
Pressemitteilungen 

Die jährliche Veröffentlichung neuer Ergebnisse wird stets von einer Pressemitteilung begleitet. In der 
Pressemitteilung werden die wichtigsten Ergebnisse zusammengefasst. 

Veröffentlichungen 

Ergebnisse zur Versorgungsempfängerstatistik werden etwa ein Jahr nach dem Erhebungsstichtag (01.01.) im 
Internet veröffentlicht: 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Oeffentlicher-Dienst/_inhalt.html 

Online-Datenbank 

Über das Datenbanksystem GENESIS-Online können Ergebnisse der Versorgungsempfängerstatistik in 
unterschiedlichen Dateiformaten (.xlsx, .csv, .flat und .xml) direkt geladen werden. 

https://www-
genesis.destatis.de/genesis/online?operation=statistic&levelindex=0&levelid=1667990133500&code=74211 

Fachserie (verfügbar bis Berichtsjahr 2022) 

Angelehnt an die Digitalisierungsinitiative der Bundesregierung (E-Government-Gesetz, Datenstrategie der 
Bundesregierung) hat sich das Statistische Bundesamt zum Ziel gesetzt, das Angebot an Open-Data auszubauen. 
Dazu gehört, dass die Ergebnisse Open-Data-konform maschinenlesbar bereitgestellt werden. In diesem 
Zusammenhang wurde auch die Fachserie 14 Reihe 6.1 „Versorgungsempfänger des öffentlichen Dienstes“ 
eingestellt. Die bis einschließlich Berichtsjahr 2022 verfügbare Fachserie 14 Reihe 6.1 ist weiterhin im Bereich 
Publikationen über die Homepage des Statistischen Bundesamtes als Excel- und pdf-Datei kostenfrei abrufbar. 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Oeffentlicher-Dienst/_inhalt.html#sprg236406 

Beiträge in „Wirtschaft und Statistik“ 

https://www.destatis.de/DE/Methoden/WISTA-Wirtschaft-und-Statistik/2014/03/beamtenversorgung-
finanzierbar-032014.html 

Zugang zu Mikrodaten 

Es gibt keinen standardisierten Zugang zu Mikrodaten. 

Sonstige Verbreitungswege 

Länderergebnisse können über die Homepage des jeweiligen Amtes abgerufen werden. Diese erreichen Sie z.B. 
über die Homepage des Statistischen Bundesamtes unter folgendem Link: 

http://www.destatis.de/DE/PresseService/Adressbuch/National.html 

8.2 Methodenpapiere/Dokumentation der Methodik 
Umfangreiche Begriffserläuterungen können der letzten Fachserie 14 Reihe 6.1 (Berichtsjahr 2022) entnommen 
werden. Wichtige und aktualisierte Angaben hieraus finden sich in dem vorliegenden Qualitätsbericht. 
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8.3 Richtlinien der Verbreitung 
Veröffentlichungskalender 

Endgültige Ergebnisse der Versorgungsempfängerstatistik sind im Dezember nach dem Erhebungsstichtag (01.01.) 
verfügbar. Neue Ergebnisse werden in Pressemitteilungen und im Internet veröffentlicht. 

Zugriff auf den Veröffentlichungskalender 

Veröffentlichungstermine von Pressemitteilungen sind am Freitag vor der Veröffentlichung abrufbar unter: 

https://www.destatis.de/DE/Presse/Termine/Veroeffentlichungstabelle/_inhalt.html 

Zugangsmöglichkeiten der Nutzer/-innen 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Oeffentlicher-Dienst/_inhalt.html 

9 Sonstige fachstatistische Hinweise 
Keine 
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Statistisches Bundesamt 
- Maschinelle Aufbereitung - Datensatzbeschreibung 

 

Aufgabengebiet:  Versorgungsempfängerstatistik Blatt Nr.   1 von 5  

       Datum:  30.10.2015  

Datensatz-Nr./ -Name: DSB-VE01N Datensatz-Nr. / - name lt. Ersteller:  Stand:  30.10.2015  

Materialbezeichnung(en) VE01N Bearbeiter:  Boryczewski  

  Land:  StBA  

ggf. Sortierung:   Berichtszeitraum:  

   (Archivmaterial)   ab 2023  

Bemerkungen:  Lieferdatensatz der auskunftspflichtigen Berichtsstellen Satzformat:  F  

 an die Statistischen Ämter Satztyp 2):    

  Satzlänge in Bytes:  

   250  

Feldbez. Satzstellen Feldformat 1) 
Inhalt / Bemerkungen 

 
EF - Nr. 

von - bis Anzahl allg. Intern  

EF1 1 - 2 2 C ALN Berichtsjahr (z.B.23 = 2023)  
EF2 3 - 4 2 C ALN Land-Nr.  
        00 = Bund  
        01 = Schleswig-Holstein  
        02 = Hamburg  
        03 = Niedersachsen  
        04 = Bremen  
        05 = Nordrhein-Westfalen  
        06 = Hessen  
        07 = Rheinland-Pfalz  
        08 = Baden-Württemberg  
        09 = Bayern  
        10 = Saarland  
        11 = Berlin  
        12 = Brandenburg  
        13 = Mecklenburg-Vorpommern  
        14 = Sachsen  
        15 = Sachsen-Anhalt  
        16 = Thüringen  
         
EF3 5 - 6 2 C ALN Ehemaliger Beschäftigungsbereich  
        01 = Bund  
        04 = Bundeseisenbahnvermögen  
             (bis 1993 Deutsche Bundes-/ Reichsbahn)  
        05 = Postnachfolgeunternehmen (ohne BAnst PT)  
             (bis 1994 Deutsche Bundespost)  
        06 = Bundesagentur für Arbeit  
        07 = Deutsche Bundesbank  
        11 = Land  
        21 = Gemeinden/Gemeindeverbände  
        24 = Zweckverbände  
        31 = Krankenversicherung (Bund)  
        32 = Unfallversicherung (Bund)  
        33 = Rentenversicherung (Bund)  
        34 = Knappschaftsversicherung und landwirtschaftliche   
             Sozialversicherung  
        37 = Rechtlich selbständige Einrichtungen in öffentlich-  
             rechtlicher Rechtsform (Bund ohne SGB) und deren  
             unselbständige Einrichtungen  
        39 = Rechtlich selbständige Einrichtungen in öffentlich-  
             rechtlicher Rechtsform nach SGB (Bund)  
             und deren unselbständige Einrichtungen  
        41 = Krankenversicherung (Land)  
        42 = Unfallversicherung (Land)  
        43 = Rentenversicherung (Land)  
        47 = Rechtlich selbständige Einrichtungen in öffentlich-  
             rechtlicher Rechtsform (Land ohne SGB) und deren  
             unselbständige Einrichtungen  
        48 = Rechtlich selbständige Einrichtungen in öffentlich-  
             rechtlicher Rechtsform (kommunal) und deren  
             unselbständige Einrichtungen  
        49 = Rechtlich selbständige Einrichtungen in öffentlich-  
             rechtlicher Rechtsform nach SGB (Land) und deren   
             unselbständige Einrichtungen  
         

 
 
 
 
 

1) ALN = alphanumerisch,  NOV = numerisch ohne Vorzeichen,  NMV = numerisch mit Vorzeichen, GEP = gepackt, GLD = Gleitkomma 
 X = hexadezimal, PO = gepackt ohne Vorzeichen,  C = charakter (Zeichen), P = gepackt 
2) leer = normaler Datensatz, V = Vorlaufinformation, S = Sonderfall,  A = ASP- Beschreibung 
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Aufgabengebiet:  Versorgungsempfängerstatistik Blatt Nr.   2 von 5  

       Datum:  30.10.2015  

Datensatz-Nr./ -Name: DSB-VE01N Datensatz-Nr. / - name lt. Ersteller:  Stand:  30.10.2015  

Materialbezeichnung(en) VE01N Bearbeiter:  Boryczewski  

  Land:  StBA  

ggf. Sortierung:   Berichtszeitraum:  

   (Archivmaterial)   ab 2023  

Bemerkungen:  Lieferdatensatz der auskunftspflichtigen Berichtsstellen Satzformat:  F  

 an die Statistischen Ämter Satztyp 2):    

  Satzlänge in Bytes:  

   250  

Feldbez. Satzstellen Feldformat 1) 
Inhalt / Bemerkungen 

 
EF - Nr. 

von - bis Anzahl allg. Intern  

EF4 7 - 13 7 C ALN Berichtsstellen-Nr.  
         
EF5 14 - 21 8 C ALN Laufende Nr. des Versorgungsempfängers  
         
EF6 22   1 C  ALN Art des Dienstverhältnisses und  
       Aufgabenbereich  
        1 = Beamtin/Beamter im Schuldienst  
        2 = Beamtin/Beamter im Vollzugsdienst und  
             bei der Feuerwehr  
        3 = Beamtin/Beamter in den übrigen Bereichen  
        4 = Beamtin/Beamter nach G 131  
        5 = Richterin/Richter  
        6 = Berufssoldat/-soldatin, Berufsmäßiger Führer des  
             Reichsarbeitsdienstes  
        8 = Angestellte/Angestellter oder Arbeiterin/Arbeiter  
         
EF7 23   1 C ALN Rechtsgrundlage für die Versorgung  
        1 = Versorgung nach Beamten-/Soldatenversorgungsrecht  
        2 = Versorgung nach Kapitel I G 131  
        3 = Versorgung nach Kapitel II G 131 (nur Bund)  
        4 = Versorgung nach beamtenrechtlichen Grundsätzen  
         
EF8 24   1 C ALN Versorgungsart  
        1 = Ruhegehalt  
        2 = Witwen-/Witwergeld  
        3 = Halbwaisengeld  
        4 = Vollwaisengeld  
        5 = Unfallruhegehalt  
        6 = Unfallwitwen-/Unfallwitwergeld  
        7 = Unfallwaisengeld  
        8 = Übergangsgeld  
        leer = keine Versorgungsart (EF18 = 11, 16, 17)  
         
EF9 25 - 26 2 C ALN Geburtsmonat (01 - 12; leer: wenn EF18 = 16)  
         
EF10 27 - 30 4 C ALN Geburtsjahr (z.B. 1949; leer: wenn EF18 = 16)  
         
EF11 31   1 C ALN Geschlecht (leer: wenn EF18 = 16)  
        1 = männlich  
        2 = weiblich  
        3 = divers  
        9 = ohne Angabe eines Geschlechts im Geburtenregister  
              
EF12 32   1 C ALN Familienstand (leer: wenn EF18 = 11,16,17)  
        1 = verheiratet, verpartnert  
        2 = nicht verheiratet  
         
EF13 33 - 35 3 C ALN Laufbahn-/Besoldungsgruppe (s. Anlage)  
        (leer: wenn EF18 = 16)  
         
EF14 36 - 40 5 C NOV05K00 Ruhegehaltssatz 

 (mit zwei Nachkommastellen anzugeben – OHNE Komma)                               
 

         0 = Kein Ruhegehaltssatz (z.B. EF18 = 11,16,17)  
         

 
 
 
 

1) ALN = alphanumerisch,  NOV = numerisch ohne Vorzeichen,  NMV = numerisch mit Vorzeichen, GEP = gepackt, GLD = Gleitkomma 
 X = hexadezimal, PO = gepackt ohne Vorzeichen,  C = charakter (Zeichen), P = gepackt 
2) leer = normaler Datensatz, V = Vorlaufinformation, S = Sonderfall,  A = ASP- Beschreibung 
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Materialbezeichnung(en) VE01N Bearbeiter:  Boryczewski  

  Land:  StBA  

ggf. Sortierung:   Berichtszeitraum:  

   (Archivmaterial)   ab 2022  

Bemerkungen:  Lieferdatensatz der auskunftspflichtigen Berichtsstellen Satzformat:  F  

 an die Statistischen Ämter Satztyp 2):    

  Satzlänge in Bytes:  

   250  

Feldbez. Satzstellen Feldformat 1) 
Inhalt / Bemerkungen 

 
EF - Nr. 

von - bis Anzahl allg. Intern  

EF15 41 - 48 8   Amtlicher Gemeindeschlüssel des Wohnortes  
       ----------------------------------  
         
EF15UG1 41 - 45 5    Untergruppe 2: Kreis  
EF15UG2 41 - 43 3    Untergruppe 3: Regierungsbezirk  
EF15U1 41 - 42 2 C ALN   Land-Nr.  
EF15U2 43   1 C ALN   Regierungsbezirk  
EF15U3 44 - 45 2 C ALN   Kreis  
EF15U4 46 - 48 3 C ALN   Gemeinde  
         leer: wenn EF18 = 11, 16, 17 oder EF16 = 3-8, leer  
                  
                                            
         
EF16 49   1 C ALN Bestand und Veränderung  
        1 = Altbestand  
        2 = Zugang  
        3 = Abgang durch Tod eines Ruhegehaltsempfängers im  
            Vorjahr mit hinterbliebener(m) Witwe/Witwer  
        4 = Abgang durch Tod eines Ruhegehaltsempfängers im  
            Vorjahr ohne hinterbliebene(n) Witwe/Witwer,  
            Abgang durch Tod einer/s Witwe/Witwers  
        5 = Zu- und Abgang durch Tod eines Ruhegehalts-  
            empfängers im Vorjahr mit hinterbliebener(m)  
            Witwe/Witwer  
        6 = Zu- und Abgang durch Tod eines Ruhegehalts-  
            empfängers im Vorjahr ohne hinterbliebene(n)  
            Witwe/Witwer, Zu- und Abgang durch Tod einer/s  
            Witwe/Witwers  
        7 = Sonstiger Abgang im Vorjahr (einschl. Abgang  
            einer/s Waise(n))  
        8 = Zu- und sonstiger Abgang im Vorjahr (einschl.  
            Abgang einer/s Waise(n))  
        leer = Keine Bestandsveränderung (EF18 = 11,16,17)  
         
EF17 50 - 61 12   Monat/Jahr des Zugangs  
        (nur, wenn EF16 = 2,5,6,8 sonst leer)  
EF17U1 50 - 55 6 C ALN  Monat/Jahr der Zahlungsaufnahme:  
         Monat: 01 - 12 = Januar - Dezember  
                (z.B. August 2022 = 082022)  
EF17U2 56 - 61 6 C ALN  Monat/Jahr des Entstehens des Rechtsanspruchs:  
          wie EF17U1  
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         

 
 
 
 
 
 

1) ALN = alphanumerisch,  NOV = numerisch ohne Vorzeichen,  NMV = numerisch mit Vorzeichen, GEP = gepackt, GLD = Gleitkomma 
 X = hexadezimal, PO = gepackt ohne Vorzeichen,  C = charakter (Zeichen), P = gepackt 
2) leer = normaler Datensatz, V = Vorlaufinformation, S = Sonderfall,  A = ASP- Beschreibung 
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Aufgabengebiet:  Versorgungsempfängerstatistik Blatt Nr.   4 von 5  

       Datum:  30.10.2015  

Datensatz-Nr./ -Name: DSB-VE01N Datensatz-Nr. / - name lt. Ersteller:  Stand:  30.10.2015  

Materialbezeichnung(en) VE01N Bearbeiter:  Boryczewski  

  Land:  StBA  

ggf. Sortierung:   Berichtszeitraum:  

   (Archivmaterial)   ab 2022  

Bemerkungen:  Lieferdatensatz der auskunftspflichtigen Berichtsstellen Satzformat:  F  

 an die Statistischen Ämter Satztyp 2):    

  Satzlänge in Bytes:  

   250  

Feldbez. Satzstellen Feldformat 1) 
Inhalt / Bemerkungen 

 
EF - Nr. 

von - bis Anzahl allg. Intern  

EF18 62 - 63 2 C ALN Grund für den Eintritt des Versorgungsfalles  
       (nur, wenn EF16 = leer,2,5,6,8 sonst leer)  
        01 = Dienstunfähigkeit  
        02 = Besondere Altersgrenze (z.B. Vollzugsdienst,   
             Feuerwehr, Soldaten)  
        03 = Hinausgeschobene besondere Altersgrenze auf Antrag  
        04 = Antragsaltersgrenze bei Schwerbehinderung und bei   
             besonderer Altersgrenze  
        05 = Allgemeine Antragsaltersgrenze  
        06 = Gesetzliche Regelaltersgrenze  
        07 = Regelaltersgrenze nach dem 67. Lebensjahr  
        08 = Hinausgeschobene Regelaltersgrenze auf Antrag  
        09 = Hinterbliebenenversorgung aufgrund des Todes  
             einer/s aktiven Beamtin/Beamten, Richterin/  
             Richters und Soldatin/Soldat  
        10 = Hinterbliebenenversorgung aufgrund des Todes  
             einer/s Ruhegehaltsempfängerin/Ruhegehalts-  
             empfängers  
        11 = Tod einer/s aktiven Beamtin/Beamten, Richterin/  
             Richters oder Soldatin/Soldat ohne Hinter-  
             bliebenenversorgung  
        12 = Einstweiliger Ruhestand  
        13 = Ablauf der festgesetzten Dienstzeit  
        14 = Sonstige Gründe (z.B. Wiederaufleben von ruhenden  
             Fällen)  
        15 = Vorruhestandsregelungen  
        16 = Tod eines Ruhegehaltsempfängers ohne Hinterblie-  
             benenversorgung - Zahlung von Sterbegeld/Kosten-  
             Sterbegeld  
        17 = Tod einer/s aktiven Beamtin/Beamten, Richterin/  
             Richters oder Soldatin/Soldat mit Hinterblie-  
             benenversorgung  
         
       Bruttobezüge des Vorjahres (in vollen EUR)  
EF19 64 - 70 7 C NOV07K00  Laufende Bezüge nach Anwendung von Ruhens-, Kürzungs-  
        und Anrechnungsvorschriften (wenn EF18 = 11, 16 oder 17   
        setze EF19 = 0)  
         
EF20 71 - 77 7 C NOV07K00  Einmalige Zahlungen (nicht die jährliche Sonderzahlung)  
         
       Bruttobezüge im Berichtsmonat Januar (in vollen EUR)  
EF21 78 - 84 7 C NOV07K00  Versorgungsbezüge nach Anwendung von Ruhens-, Kürzungs-  
        und Anrechnungsvorschriften  
         
       Monatliche Bezügebestandteile im Berichtsmonat Januar  
       (in vollen Euro)  
EF22 85 - 91 7 C NOV07K00  Kinderbezogener Teil des Familienzuschlags  
EF23 92 - 98 7 C NOV07K00  Kindererziehungszuschlag  
EF24 99 - 105 7 C ALN  Leer  
EF25 106 - 112 7 C NOV07K00  Kindererziehungsergänzungszuschlag nach § 50b BeamtVG  
EF26 113 - 119 7 C NOV07K00  Kinderzuschlag zum Witwengeld nach § 50c BeamtVG  
EF27 120 - 126 7 C NOV07K00  Pflege- und Kinderpflegeergänzungszuschlag nach § 50d  
        BeamtVG  

 
 
 
 
 
 

1) ALN = alphanumerisch,  NOV = numerisch ohne Vorzeichen,  NMV = numerisch mit Vorzeichen, GEP = gepackt, GLD = Gleitkomma 
 X = hexadezimal, PO = gepackt ohne Vorzeichen,  C = charakter (Zeichen), P = gepackt 
2) leer = normaler Datensatz, V = Vorlaufinformation, S = Sonderfall,  A = ASP- Beschreibung 



Statistisches Bundesamt 
- Maschinelle Aufbereitung - Datensatzbeschreibung 

 

Aufgabengebiet:  Versorgungsempfängerstatistik Blatt Nr.   5 von 5  

       Datum:  30.10.2015  

Datensatz-Nr./ -Name: DSB-VE01N Datensatz-Nr. / - name lt. Ersteller:  Stand:  30.10.2015  

Materialbezeichnung(en) VE01N Bearbeiter:  Boryczewski  

  Land:  StBA  

ggf. Sortierung:   Berichtszeitraum:  

   (Archivmaterial)   ab 2022  

Bemerkungen:  Lieferdatensatz der auskunftspflichtigen Berichtsstellen Satzformat:  F  

 an die Statistischen Ämter Satztyp 2):    

  Satzlänge in Bytes:  

   250  

Feldbez. Satzstellen Feldformat 1) 
Inhalt / Bemerkungen 

 
EF - Nr. 

von - bis Anzahl allg. Intern  

EF28 127 - 133 7 C ALN  Leer  
EF29 134 - 140 7 C NOV07K00  Betrag der vorübergehenden Gewährung von Zuschlägen  
        nach § 50e BeamtVG  
         
         
EF30 141 - 147 7 C NOV07K00  Ruhensbetrag nach § 53 BeamtVG / 53 SVG  
        (Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Erwerbs-  
         und Erwerbsersatzeinkommen)  
EF31 148 - 154 7 C NOV07K00  Ruhensbetrag nach § 54 BeamtVG / 55 SVG  
        (Zusammentreffen mehrerer Versorgungsbezüge)  
EF32 155 - 161 7 C NOV07K00  Ruhensbetrag nach § 55 BeamtVG / 55a SVG  
        (Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Renten)  
EF33 162 - 168 7 C NOV07K00  Ruhensbetrag nach § 56 BeamtVG / 55b SVG  
        (Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Versorgung  
         aus zwischenstaatlicher und überstaatlicher Verwendung)  
EF34 169 - 175 7 C NOV07K00  Zu berücksichtigende Renten nach § 55 BeamtVG / 55a SVG  
         
EF35 176 - 182 7 C NOV07K00  Versorgungsabschlag nach § 14 Abs. 3 BeamtVG / 26 SVG  
         
         
EF36 183   1 C ALN  Mindestversorgung im Berichtsmonat Januar  
        1 = keine  
        2 = amtsunabhängige nach § 14 Abs. 4 S. 2 BeamtVG /  
            36 Abs. 3 S. 3 BeamtVG / 26 Abs. 7 S. 2 SVG  
        3 = amtsabhängige nach § 14 Abs. 4 S. 1 BeamtVG /  
            36 Abs. 3 S. 2 BeamtVG / 26 Abs. 7 S. 1 SVG  
         
EF37 184 - 216 33    Postleitzahl und Gemeindename des Wohnortes  
        --------------------------------------------  
        (nur, wenn EF15 = leer, sonst leer)  
EF37U1 184 - 188 5 C ALN  Postleitzahl  
EF37U2 189 - 216 28 C ALN  Gemeindename des Wohnortes  
         
EF38 217 - 240 24 C ALN  Für bundes- bzw. landesinterne Zwecke  
EF39 241 - 250 10 C ALN  Leer  
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         
         

 
 
 
 
 

1) ALN = alphanumerisch,  NOV = numerisch ohne Vorzeichen,  NMV = numerisch mit Vorzeichen, GEP = gepackt, GLD = Gleitkomma 
 X = hexadezimal, PO = gepackt ohne Vorzeichen,  C = charakter (Zeichen), P = gepackt 
2) leer = normaler Datensatz, V = Vorlaufinformation, S = Sonderfall,  A = ASP- Beschreibung 
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